Landesamt für Natur,	Formular, Stand: 30.09.2020
Umwelt und Verbraucherschutz
Nordrhein-Westfalen
Fachbereich 17
Leibnizstr. 10
45659 Recklinghausen
Antrag auf Gewährung einer Zuwendung
(Projektförderung)
Betr.:	Förderung von speziellen Investitionen zum Tierwohl in Unternehmen der Land- und Ernährungswirtschaft nach dem NRW-Corona-Konjunkturprogramm
[bookmark: _GoBack]Bezug:	     
	1. Antragstellerin / Antragsteller

	1.1	Name / Bezeichnung
	     

	1.2	Anschrift
	Straße / PLZ, Ort
     

	1.3	vertreten durch
	Name(n), Vorname(n), Funktion
     
Tel.:       	Fax:      
E-Mail:      

	1.4	Auskunft erteilt
	Name / Tel. (Durchwahl) / E-Mail / Fax / 
     
Tel.:       	Fax:      
E-Mail:      

	1.5	Bankverbindung
	IBAN:	DE      

	
	BIC:	     

	
	Bezeichnung des Kreditinstituts
     

	1.6	Rechtsform
	     

	1.7	Antragsteller / in ist ein Unternehmen der
	|_|	Verarbeitung 	und / oder	|_|	Vermarktung von

	
	nachstehend bitte benennen:      

	1.8	Größe des Unternehmens
	[bookmark: Kontrollkästchen42][bookmark: Kontrollkästchen43][bookmark: Kontrollkästchen44]|_| Kleinst-, |_| Klein-  oder |_| mittelständisches Unternehmen
im Sinne von Anhang I der (EU) Verordnung Nr. 702/2014
Hierzu ist die Anlage 7 d „Erklärung zur KMU-Definition“ mit dem Antrag einzureichen und verbindlich vom Steuerberater / Wirtschaftsprüfer ausfüllen und bestätigen zu lassen.





	2. Maßnahme

	Bezeichnung
	     

	Kurze, eindeutige Bezeichnung der beabsichtigten Maßnahme
	

	Durchführungszeitraum
	Beginn des Vorhabens:
	Ende des Vorhabens:

	
	     
	28.02.2021

	
	(Tag / Monat / Jahr)
	(Tag / Monat / Jahr)



	3. Finanzierungsplan

	
	Gesamt
€
	Zeitpunkt der voraussichtlichen Fälligkeit
(Kassenwirksamkeit)

	
	
	[bookmark: Text3]20     
	20     

	
	
	Jahr der Antragstellung
	1. Folgejahr

	
	
	€
	€

	1
	2
	3
	4

	3.1	Gesamtkosten
(lt. beil. Kostenvoranschlag/
Kostengliederung)
	     
	     
	     

	3.2	davon grundsätzlich
zuwendungsfähige Ausgaben
	     
	     
	     

	3.3	abzüglich Leistungen Dritter	 ./.
	     
	     
	     

	(ohne öffentliche Förderung)
	
	
	

	3.4	Zuwendungsfähige
Gesamtausgaben	=
	     
	     
	     

	3.5	Beantragte Förderung (Nr. 4)
	     
	     
	     

	3.6	beantragte / bewilligte öffent-
liche Förderung (ohne 3.5) durch:
....................................................
	     
	     
	     

	3.7	Eigenanteil [footnoteRef:1] [1:  	Ihr Anteil, den Sie im Falle einer Förderung an den zuwendungsfähigen Kosten selbst zu tragen haben [Bsp.: Zuwendungsfähige Gesamtkosten: 10 T€ (= 100 %), Förderung: 4 T€ (=Fördersatz 40%) Eigenanteil: 6 T€ (= 60%)]. ] 

	     
	     
	     






	4. Beantragte Förderung

	Zuwendungsbereich / Kostenpositionen
	Zuwendungs-
fähige Kosten
€
	Zuschuss
€
	v. H.
von 
Spalte 2

	1
	2
	3
	4

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	     
	     
	     
	40%

	Summe Gesamtkosten:
	     
	     
	40%



	5. Begründung

	5.1 Zur Notwendigkeit der Maßnahme (wie Ziel / Ziele, Konzeption, Zusammenhang mit anderen Maßnahmen, Maßnahmen desselben Aufgabenbereichs in vorhergehenden oder folgenden Jahren, alternative Möglichkeiten, Nutzen Raumbedarf, Standort)

	[bookmark: Text5]     





	5.2	Zur Notwendigkeit der Förderung und zur Finanzierung (wie Eigenanteil, Förderhöhe, Landesinteresse an der Maßnahme, alternative Förderungs- und Finanzierungsmöglichkeiten)

	     



	6. Finanz- und hauswirtschaftliche Auswirkungen

	Darstellung der angestrebten Auslastung bzw. des Kostendeckungsgrades, die voraussichtliche Höhe und die Tragbarkeit der Folgelasten für die Antragstellerin / für den Antragsteller, die Finanzlage der Antragstellerin / des Antragstellers usw.

	     



	7. Anlagen

	|_|	a)	Registerauszug bzw. Nachweis der Rechtsfähigkeit.

	|_|	b)	Satzung bzw. Gesellschaftsvertrag und ggf. Gesellschaftsbeschlüsse über die / den Vertretungsbevollmächtigte / n.

	|_|	c)	Vertretungsberechtigung
[siehe 'Anlage zu Ziffer 7 c des Antrags', sofern Angaben in Ziffer 1.3 und 1.4 voneinander abweichen bzw. zusätzliche Personen mit der Wahrnehmung von Angelegenheiten des Fördervorhabens beauftragt sind)

	|_|	d)	Erklärung über die zur Einstufung als KMU erforderlichen Angaben [siehe Anlage zu Ziffer 7 d des Antrags (verbindlich von Ihrem Steuerberater / Wirtschaftsprüfer ausgefüllt und bestätigt)]






	|_|	e)	Erklärung, dass kein Unternehmen in Schwierigkeiten vorliegt siehe Anlage zu Ziffer 7 e des Antrags (verbindlich von Ihrem Steuerberater / Wirtschaftsprüfer ausgefüllt und bestätigt)]

	|_|	f)	Projektbeschreibung inklusive Berechnung der betriebswirtschaftlichen Rentabilität und der Kapazitätsauslastung [Berechnung siehe Anlage zu Ziffer 7 f des Antrags) 

	|_|	g)	Bestätigung der für den Antragsteller zuständigen Veterinärbehörde, dass die beantragte Investition

	· den einschlägigen Hygiene- und Tierschutzvorschriften entspricht und

	· - sofern nach Artikel 4 der Verordnung 853/2004 notwendig - grundsätzlich zulassungsfähig ist.

	|_|	h)	Ausnahmegenehmigung und Sachkundenachweis nach Tierschutz- und Waffenrecht für den Weideschuss, sofern im Rahmen dieses Projektes erforderlich

	|_|	i)	EU-Zulassung, sofern es sich bei der beantragten Investition um die Erweiterung eines Schlachtbetriebes handelt

	|_|	j)	De-minimis-Erklärung (siehe Anlage zu Ziffer 7 j des Antrags)

	|_|	k)	Zielbenennungen und Kriterien zur Erfolgskontrolle (siehe 'Anlage zu Ziffer 7 k des Antrags′)

	|_|	l)	Detaillierte Kostenaufstellung   [siehe 'Anlage zu Ziffer 7 l des Antrags' (Es sind alle Kosten, die im Zusammenhang mit dem Vorhaben entstehen, einzeln zu benennen und darzulegen, was den jeweiligen Kostenermittlungen zugrunde gelegt wurde.)]

	|_|	m)	Kostenplausibilisierung über die zur Beschaffung vorgesehenen Maschinen und Geräte sowie zu den einzelnen Anschaffungen vorerst durch Vorlage von allgemein zugänglichen Angeboten [z.B. im Internet (je 3 Vergleichsangebote)].

	|_|	n)	Nachweis, dass die Finanzierung durch die Eigenmittel gesichert ist 
[bookmark: Kontrollkästchen1](in Form eines   |_|  Kontoauszugs   bzw.    |_|  einer verbindlichen Bestätigung der Hausbank)

	|_|	o)	Antrag auf Genehmigung zum vorzeitigen Maßnahmebeginn mit Begründung
(siehe 'Anlage zu Ziffer 7 o des Antrags′)

	|_|	p)	Antrag auf Zulassung eines DV-gestütztes Buchführungssystem zur elektronischen Belegführung und Belegaufbewahrung   (siehe 'Anlage zu Ziffer 7 p des Antrags′)

	|_|	q)	Antrag auf Zulassung eines elektronisches Zeiterfassungssystem zum Nachweis der Arbeits-zeiten    (siehe 'Anlage zu Ziffer 7 q des Antrags′)

	|_|	r)	weitere Anlagen:
·      
·      



	8. Erklärungen

	Die Antragstellerin / Der Antragsteller erklärt, dass

	8.1 mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde und vor Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides nicht begonnen wird; als Vorhabenbeginn ist grundsätzlich der Abschluss eines der Ausführung zuzurechnen-den Lieferungs- oder Leistungsvertrages zu werten.

	8.2 die Erteilung eines vorzeitigen Maßnahmebeginn beantragt wird:      |_|  ja      |_|  nein.
Wenn ja, ist das Ausfüllen der Anlage 7 o zu diesem Antrag zwingend erforderlich.

	8.3 sie / er zum Vorsteuerabzug
|_|	nicht berechtigt ist.
|_|	berechtigt ist; und dies bei der Berechnung der Gesamtausgaben (Nr. 3.1) berücksichtigt hat
(Preise ohne Umsatzsteuer).





	8.4 der Antragsvordruck nicht verändert wurde und die Angaben in diesem Antrag (einschließlich Antragsunterlagen) vollständig und richtig sind.

	8.5 sie / er für dieses Vorhaben
[bookmark: Kontrollkästchen3]|_|	keine Mittel aus anderen öffentlicher Förderungsprogramme weder beantragt noch erhalten hat.
|_|	keine Mittel der Landwirtschaftlichen Rentenbank oder der Förderbanken der Länder erhalten hat.

	|_|	nachstehende Mittel wie folgt erhalten hat:
von der       (Bezeichnung der Bank)  in Höhe von       €
von der       (Bezeichnung der Bank)  in Höhe von       €
von der       (Bezeichnung der Bank)  in Höhe von       €
Programm, Datum des Antrags, ggf. Datum u. Aktenzeichen der Bewilligung; ggf. zusätzliches Blatt als „Anlage zu Ziffer 3.6“ direkt nach dem Antragsformular beifügen)

	8.6 sie / er seit dem 31.12.2019 kein Unternehmen in Schwierigkeiten nach der Verordnung (EU) zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014; Amtsblatt der Europäischen Union L 187, S. 1) ist.

	8.7 mit der beantragten Maßnahme innerhalb von einem Monat nach Erhalt des Zuwendungsbescheides mit der zu fördernden Maßnahme in wesentlichen Teilen begonnen wird und das Vorhaben spätestens am 28.02.2021 durchgeführt und abgeschlossen ist und alle im Zusammenhang mit dem Vorhaben anfallenden Rechnungen bezahlt sind.

	8.8 ihr / ihm bekannt ist, dass die geförderten technischen Einrichtungen und Geräte innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren nach Fertigstellung des Vorhabens weder veräußert, verpachtet, stillgelegt noch den Zuwendungsvoraussetzungen widersprechend verwendet werden dürfen.

	8.9 sie / er sich an Evaluierungsmaßnahmen beteiligt (z.B. in Form von Interviews, Vor-Ort- Besuchen) und bereit ist, die Ergebnisse des Projektes zu veröffentlichen.

	8.10 Der Antragstellerin / Dem Antragsteller ist bekannt, dass 
· alle Angaben im Antrag (Ziffern 1 – 8.9 einschließlich mit Antragsstellung vorgelegter und nachgereichter Antragsunterlagen) subventionserheblich im Sinne des § 264 Strafgesetzbuches in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über die Vergabe von Subventionen nach Landesrecht (Landessubventionsgesetz) vom 24. März 1977 (SGV. NRW. 73) in der jeweils geltenden Fassung sowie § 2 Abs. 1 Subventionsgesetzes vom 29. Juli 1976 (BGBl. I S. 2034) in der jeweils geltenden Fassung sind, das heißt, unter den im § 264 Strafgesetzbuch genannten Voraussetzungen kann es unter anderem strafbar sein, falsche Angaben im Zusammenhang mit der Gewährung von Zuwendungen zu machen,
· sie / er verpflichtet ist, unverzüglich alle Tatsachen mitzuteilen, die der Bewilligung, Gewährung, Weitergewährung, Inanspruchnahme oder dem Belassen der Zuwendung entgegenstehen oder für die Rückforderung der Zuwendung erheblich sind.



	Ich / wir versichere / n die Richtigkeit und Vollständigkeit der gemachten Angaben und erkenne / n die dargelegten Hinweise, Verpflichtungen, Einwilligungen und Erklärungen für mich / uns als verbindlich an.


     
	(Ort, Datum)
	
	(Rechtsverbindliche Unterschrift)


     
	
	
	(Name Funktion)
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Anlage zu Ziffer 7 c des Antrags
Vertretungsberechtigung
Hiermit erkläre ich, die Antragstellerin / der Antragsteller, dass für folgenden Beschäftigten / Personen
	Name (Druckbuchstaben)
	Unterschriften (Original) der / des Vertretungsberechtigten 

	     
	

	     
	

	     
	

	     
	

	     
	


eine rechtliche Vollmacht zur Vertretung in Angelegenheiten des Fördervorhabens 
	Kurzbezeichnung gem. Ziffer 3.1 des Antrags

	     


mit Antragstellung vom 
	     


eingeräumt ist.
	[bookmark: Text48]     
	
	

	Ort, Datum
	
	Firmenstempel / Rechtsverbindliche Unterschrift
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Anlage zu Ziffer 7 d des Antrags
Erklärung zur KMU-Definition
Zur Berechnung der Mitarbeiterzahl und des finanziellen Schwellenwertes finden jeweils die Bestimmungen gemäß Anhang I der EU-Verordnung Nr. 651/2014 Anwendung

Angaben zur Identität des Unternehmens:
[bookmark: Text86]Name bzw. Firmenbezeichnung:	     
[bookmark: Text87]Anschrift (Firmensitz):	     
[bookmark: Text88]Register- oder MwSt.-Nummer:	     
[bookmark: Text89]Name und Titel des/der Unternehmensleiter(s):	     

Unternehmenstyp:
Bitte ankreuzen, welche Aussage(n) auf das antragstellende Unternehmen zutrifft / zutreffen:
|_|	Eigenständiges Unternehmen	In diesem Fall werden die nachstehenden Angaben ausschließlich
dem Abschluss des antragstellenden Unternehmens entnommen.
	Nur die Erklärung ausfüllen, nicht den Anhang [footnoteRef:2][1]. [2: [1] 	Anhang zur Erklärung „Berechnung für Partnerunternehmen und verbundene Unternehmen“ der „Mitteilung der Kommission - Muster für eine Erklärung über die zur Einstufung als KMU erforderlichen Angaben“ (2003/C118/2003), veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union C 118, S. 5 vom 20.05.2003 –
link: http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:52003XC0520(02)&qid=1424160862931&from=DE] 

|_|	Partnerunternehmen	Anhang (sowie ggf. Beiblätter) [1] ausfüllen und beilegen. Dann das
Ergebnis der Berechnung in die nachstehende Tabelle eintragen
|_|	Verbundenes Unternehmen	und restliche Erklärung ausfüllen

Angaben zur Ermittlung der Größenklasse des Unternehmens:
	Bezugszeitraum(*):      

	Mitarbeiterzahl /JAE)
	Umsatz (**)
	Bilanzsumme (**)

	     
	     
	     


(*)	Sämtliche Daten beziehen sich auf das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr und sind auf Jahresbasis berechnet. Bei einem neu gegründeten Unternehmen, das noch keinen Abschluss für einen vollständigen Rechnungszeitraum vorlegen kann, werden die entsprechenden Werte im laufenden Geschäftsjahr nach Treu und Glauben geschätzt.
(**)	In 1.000 EUR.

	Wichtig: Im Vergleich zum vorherigen Geschäftsjahr haben sich die Angaben so stark geändert, dass sie möglicherweise zu einer Neueinstufung des Antrag stellenden Unternehmens (Kleinstunternehmen, kleines, mittleres oder großes Unternehmen) führen.
	|_|	Nein
|_|	Ja (in diesem Fall eine Erklärung zum vorherigen Geschäftsjahr ausfüllen und beilegen)

	
	

	Die Richtigkeit und Vollständigkeit der in dieser Erklärung sowie gegebenenfalls in den Anhängen gemachten Angaben wird bestätigt.



	     
	
	

	Ort, Datum
	
	Stempel, Unterschrift des Steuerberaters / Wirtschaftsprüfers








Anlage zu Ziffer 7 e des Antrags
Erklärung Unternehmen in Schwierigkeiten (UiS)
Antragsteller:       
	1)
	Werden die Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens
i. S. der Insolvenzordnung (InsO) erfüllt?
	|_|  ja
	|_|  nein

	
	a)
	Zahlungsunfähig i. S. der Insolvenzordnung (InsO) ?
	|_|  ja
	|_|  nein

	
	b)
	Überschuldet i. S. der Insolvenzordnung (InsO) ?
	|_|  ja
	|_|  nein

	
	

	2)
	Entwicklung des Kapitals


	
	Bilanzpositionen
	Kapital (TEUR)
	Differenz

	
	
	zum Stichtag (Jahresabschluss)
	

	
	
	*
	**
	TEUR
	%

	
	Spalte 1
	Spalte 2
	Spalte 3
	Spalte 4
	Spalte 5

	
	Personengesellschaften:
	Buchmäßiges Eigenkapital 
	     
	     
	     
	     

	
	Kapitalgesellschaften:
	Grund- / Stammkapital
	     
	     
	     
	     

	
	Eigenkapital   …..…………………………………...……
	     
	     
	     
	     

	Stichtag (Jahresabschluss): 'Datum Jahresabschluss' des Jahres der Antragsstellung * minus 2 Jahre ** minus 1 Jahr

	
	

	
	Hat sich mehr als die Hälfte des gezeichneten Kapitals bzw. der ausgewiesenen Eigenmittel reduziert?

	
	Und ist mehr als ein Viertel des gezeichneten Kapitals bzw. der ausgewiesenen Eigenmittel während der letzten zwölf Monate verloren gegangen?

	
	Bilanzpositionen
zum Stichtag (Jahresabschluss) **:
	Kapital – Verlust
(vgl. Ziffer 2, Spalte 5)

	
	
	größer als 50%
	größer als 25%

	
	Personengesellschaften:
	Buchmäßiges Eigenkapital
	|_|  ja
	|_|  nein
	|_|  ja
	|_|  nein

	
	Kapitalgesellschaften:
	Grund- / Stammkapital
	|_|  ja
	|_|  nein
	|_|  ja
	|_|  nein

	
	Eigenkapital   …..…………………………………...……
	|_|  ja
	|_|  nein
	|_|  ja
	|_|  nein

	

	3)
	Erfüllung typische Symptome für ein UiS?


	· steigende Verluste
	|_|  ja
	|_|  nein
	· zunehmende Verschuldung und Zinsbelastung
	|_|  ja
	|_|  nein

	· sinkende Umsätze
	|_|  ja
	|_|  nein
	
	
	

	· wachsende Lagerbestände
	|_|  ja
	|_|  nein
	· Abnahme / Verlust des Reinvermögenswertes
	|_|  ja
	|_|  nein

	· Überkapazitäten
	|_|  ja
	|_|  nein
	
	
	

	· verminderter Cashflow
	|_|  ja
	|_|  nein
	
	
	


	

	4)
	Aufnahme der Geschäftstätigkeit innerhalb der letzten 3 Jahre vor Antragstellung?


	Wenn
	|_|  ja
	 Bestimmungen für ein Unternehmen in Schwierigkeiten finden keine Anwendung

	
	|_|  nein
	


	

	5)

	Liegt ein Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne der “Leitlinien für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstrukturierung nichtfinanzieller Unternehmen in Schwierigkeiten” (ABl. der EU v. 31.07.2014, 2014/C 249/01) vor?
	|_|  ja
	|_|  nein

	

	6)
	Erläuterungen - siehe Beiblatt
	|_|  ja
	|_|  nein, da nicht erforderlich

	

	7)
	Erklärung

	
	|_|
	  Die Richtigkeit der in dieser Erklärung gemachten Angaben wird bestätigt.

	[bookmark: Text6]     
	
	

	Ort, Datum
	
	Stempel, Unterschrift des Steuerberaters / Wirtschaftsprüfers




Anlage zu Ziffer 7 f des Antrags
	Erläuterungen zur Berechnung der betriebswirtschaftlichen Rentabilität
und der Kapazitätsauslastung der geplanten Maßnahmen

	· Die Wirtschaftlichkeits- bzw. Rentabilitätsberechnung muss aufzeigen 
· inwieweit sich die Kosten der Investition mit den daraus erzielten Erträgen decken und 
· wie die Gewinnerwartung verläuft. 

	· Aus der Wirtschaftlichkeits- bzw. Rentabilitätsberechnung muss hervorgehen, welche Investitionen diesen Berechnungen zugrunde liegen (Auflisten der Maßnahmen mit Aufgliederung der Investitionskosten).

	· Die Wirtschaftlichkeits- bzw. Rentabilitätsberechnung muss nachstehende Berechnungspositionen umfassen und sich auf die zu fördernden Investitionsgegenstände beziehen:

	


	Berechnungspositionen:
	Rentabilität nach dem

	
	1. Jahr
	3. Jahr
	5. Jahr

	
	der Investition

	 •
	 Umsatz
	[bookmark: Text96]      €
	      €
	      €

	 •
	 -
	Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
	      €
	      €
	      €

	 •
	 =
	Bruttowertschöpfung
	      €
	      €
	      €

	 •
	 -
	Personalkosten
	      €
	      €
	      €

	 •
	 -
	sonstige betriebliche Aufwendungen
	      €
	      €
	      €

	 •
	 -
	Abschreibungen
	      €
	      €
	      €

	 •
	 +
	sonstige Erträge
	      €
	      €
	      €

	 •
	 -
	Zinsen und andere Aufwendungen
	      €
	      €
	      €

	 •
	 =
	Ergebnis vor Steuern
	      €
	      €
	      €


	· Die Berechnungspositionen sind in nachvollziehbarer Weise darzustellen.
Begründung zu:


	 -
	Umsatz
	[bookmark: Text97]     

	 -
	Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe
	     

	 -
	Personalkosten
	     

	 -
	sonstige betriebliche Aufwendungen
	     

	 -
	Abschreibungen
	     

	 -
	sonstige Erträge
	     

	 -
	 Zinsen und andere Aufwendungen
	     





Anlage zu Ziffer 7 j des Antrags
	Landesamt für Natur,
Umwelt und Verbraucherschutz
Nordrhein-Westfalen
- Fachbereich 17 -
	[image: ]

	Erklärung über erhaltenen „De-minimis“-Beihilfen

	
	
	Anlagen zum Antrag vom      

	

	Antragsteller / in

	     

	

	Maßnahme

	     


[bookmark: Kontrollkästchen48]Hiermit bestätige ich, dass ich und die mit mir
[bookmark: Kontrollkästchen50]|_|	i. S. d. Art. 2 Abs. 2 der VO (EG) Nr. 1407/2013 [footnoteRef:3][1]  [3: [1] 	Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 352 vom 24.12.2013 (VO gilt bis zum 31. Dezember 2020).
] 

[bookmark: Kontrollkästchen51]|_|	i. S. d. Art. 1 Abs. 2 VO (EU) Nr. 1408/2013 [footnoteRef:4][2]  [4: [2] 	Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis- Beihilfen im Agrarsektor – im Folgenden Agrar-De-minimis-Beihilfen genannt, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 352 vom 24.12.2013 (VO gilt bis zum 31. Dezember 2020)
Gilt für Unternehmen, die sowohl in der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch in einem oder mehreren der unter die VO (EU) Nr. 1407/2013 fallenden Bereiche tätig sind.
] 

verflochtenen Unternehmen im laufenden Kalenderjahr sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren, 
[bookmark: Kontrollkästchen52][bookmark: Kontrollkästchen53]|_|	De-minimis Beihilfen im Sinne der |_| VO (EG) Nr. 1407/2013  |_| VO (EU) Nr. 1408/2013 wie folgt erhalten bzw. beantragt habe/n:
	Datum Bewilligungsbescheid
	Zuwendungsgeber
	Az.
	Förder-
summe
€
	Subventions-
wert
€
	DAWI-
De-Minimis [footnoteRef:5][3] [5: [3]	Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf „De-minimis-Beihilfen“ an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichen Interesse erbringen, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 114 vom 26.04.2012 (geltend bis zum 31. Dezember 2018)] 


	[bookmark: Text91]     
	[bookmark: Text92]     
	[bookmark: Text93]     
	[bookmark: Text94]     
	[bookmark: Text95]     
	|_| ja
	|_| nein

	     
	     
	     
	     
	     
	|_| ja
	|_| nein

	     
	     
	     
	     
	     
	|_| ja
	|_| nein

	     
	     
	     
	     
	     
	|_| ja
	|_| nein


|_|	keine De-minimis Beihilfen erhalten bzw. beantragt habe/n.
Mir/uns ist bekannt, dass diese Angaben subventionserheblich sind im Sinne des § 264 Strafgesetzbuch in Verbindung mit § 1 des Gesetzes über die Vergabe von Subventionen nach Landesrecht (Landessubventionsgesetz NRW)
[bookmark: Text90]     
	(Ort, Datum)
	
	(Rechtsverbindliche Unterschrift)





Anlage zu Ziffer 7 k des Antrags
Zielbenennungen und Kriterien zur Erfolgskontrolle der Fördermaßnahme
	Ziel/e
	Aufgabenstellungen / Teilmaßnahme
	Ziele / Zweck der Aufgabenstellung / Teilmaßnahme
	Kriterien zur Überprüfung 
der erfolgreichen Zielerreichung [footnoteRef:6][1] [6: [1] 	Quantifizierbare Indikatoren und Erfolgsindikatoren] 


	1
	     
	     
	     

	[bookmark: Text55]     
	[bookmark: Text56]     
	[bookmark: Text57]     
	[bookmark: Text58]     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     

	     
	     
	     
	     









Anlage zu Ziffer 7 l des Antrags
Detaillierte Kostenaufstellung
(Was wurden den jeweiligen Kostenermittlungen zugrunde gelegt?)
	A. Maschinen, technische Einrichtungen und bewegliche Sachen
	Kosten in €
[bookmark: Kontrollkästchen54][bookmark: Kontrollkästchen55]|_| brutto   |_| netto
	davon Zeitpunkt der 
voraussichtlichen Fälligkeit

	
	insgesamt
	hiervon als förder-
fähig beantragt
	2020
	2020

	Spalte 1
	Spalte 2
	Spalte 3
	Spalte 4
	Spalte 5

	Bezeichnung Investitionsgegenstand
	
	
	
	

	[bookmark: Text107]     

[bookmark: Text109]Internetrecherche / Angebot der Fa.       vom      
	[bookmark: Text108]     
	     
	     
	     

	Bezeichnung Investitionsgegenstand
	
	
	
	

	     

Internetrecherche / Angebot der Fa.       vom      
	     
	     
	     
	     

	Bezeichnung Investitionsgegenstand
	
	
	
	

	     

Internetrecherche / Angebot der Fa.       vom      
	     
	     
	     
	     

	Bezeichnung Investitionsgegenstand
	
	
	
	

	     

Internetrecherche / Angebot der Fa.       vom      
	     
	     
	     
	     

	B. Sonstige Kosten
	

	Gegenstand
	Kostenermittlung
	
	
	
	

	B1
	     
	     
	     
	     
	     
	     

	B2
	     
	     
	     
	     
	     
	     

	B3
	     
	     
	     
	     
	     
	     

	B4
	     
	     
	     
	     
	     
	     

	Zwischen-Summe Gesamtkosten (∑ aus A. + B.):
	     
	     
	     
	     

	C. [bookmark: Text105]Beratungsgebühren der Fa.       [footnoteRef:7][1] [7: [1] 	Max. 12 % von der Summe aus Spalte 3.  Diese Gebühren müssen im direkten Zusammenhang mit der Durchführung der beantragten Maßnahme stehen.] 

	     
	     
	     
	     

	
	
	
	

	Summe Gesamtkosten:
	     
	     
	     
	     



Anlage zu Ziffer 7 o des Antrags
ANTRAG AUF ERTEILUNG EINES VORZEITIGEN MASSNAHMEBEGINNS
Antragsteller:	     
     
Vorhabenbezeichnung:	     

	Zu meinem / unserem Antrag vom       beantrage(n) ich / wir bereits mit dem Vorhaben vor der Bewilligung (Bekanntgabe des Zuwendungsbescheides) beginnen zu dürfen.

	Die Notwendigkeit des vorzeitigen Maßnahmebeginns wird wie folgt begründet:

	     

	Mir / uns ist bekannt, dass Ihre Erteilung (Zustimmung) des vorzeitigen Maßnahmebeginns keinen Rechtsanspruch auf eine spätere Förderung begründet und ich / wir das volle Finanzrisiko trage(n).



     
	(Ort, Datum)
	
	(Firmenstempel, Rechtsverbindliche Unterschrift)








Anlage zu Ziffer 7 p des Antrags
ANTRAG AUF ZULASSUNG EINES DV-GESTÜTZTEN BUCHFÜHRUNGSSYSTEMS
ZUR ELEKTRONISCHEN BELEGFÜHRUNG UND BELEGAUFBEWAHRUNG
Antragsteller:	     
     
Vorhabenbezeichnung:	     
Eingesetztes System:	     
Zertifiziert [footnoteRef:8][1] von:	      [8: [1] 	Testat des Wirtschaftsprüfers zur Einhaltung der GoBD (z. B. durch entsprechende Bestätigung der Prüfung des letzten Jahresabschlusses oder einer Prüfung des Systems selbst) oder ein Schreiben des zuständigen Finanzamtes zur Zulassung des o. g. Systems für steuerliche Zwecke. Sofern keine entsprechenden Bescheinigungen vorgelegt oder einer der o. g. Voraussetzungen nicht erfüllt werden können, kann das elektronische System zur Belegaufbewahrung nicht zugelassen werden.] 

(Kopie bitte beifügen)
	Zu meinem / unserem Antrag vom       beantrage(n) ich / wir das oben genannte DV-gestützte Buchführungssystem zur elektronischen Belegführung und Belegaufbewahrung für die Durchführung des genannten Vorhabens zuzulassen.

	Ich / wir versichern, dass 

	a. das o. g. System die Grundsätze zur ordnungsgemäßen Führung und Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und Unterlagen in elektronischer Form sowie zum Datenzugriff (GoBD, lt. BmF 14.11.2014 in der jeweils gültigen Fassung) erfüllt.

	b. allgemein übliche Datenträger verwendet und 

	c. die anerkannten Sicherheitsstandards eingehalten werden, sowie

	d. das Setzen einer elektronischen unveränderbaren Signatur auf den elektronischen Belegen (zur Dokumentation der Einsicht der Belege durch die Bewilligungsbehörde) möglich und

	e. die Zuverlässigkeit für Prüfzwecke gegeben ist.

	f. der Bewilligungsbehörde, dem Landesrechnungshof oder anderen Prüfinstanzen
· die gleichen Zugriffsrechte und Möglichkeiten zugestanden werden und
· die gleiche Unterstützung bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenzugriff gewährt wird,
wie der Finanzverwaltung.

	g. gewährleistet ist, dass die gespeicherten Unterlagen sowie die zu ihrem Verständnis erforderlichen Arbeitsanweisungen jederzeit innerhalb einer angemessenen Frist in NRW lesbar gemacht werden können und die hierfür erforderlichen Daten, Programme sowie Maschinen und Hilfsmittel (z.B. Personal, Bildschirme, Lesegeräte usw.) kostenlos bereitgestellt werden.

	h. die Datenbestände so organisiert werden, dass die prüfenden Stellen nur auf die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten zu dem geförderten Projekt zugreifen können. Enthalten elektronisch gespeicherte Datenbestände z. B. nicht aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige, personenbezogene oder dem Berufsgeheimnis unterliegende Daten, so kann eine Prüfung nicht mit dem Hinweis darauf abgelehnt werden.

	i. die bewilligende Stelle unverzüglich unterrichtet wird,
· sobald das System nicht mehr die GoBD erfüllt oder
· dies von einem Dritten (z.B. Finanzverwaltung) bezweifelt wird.
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	j. die Aufbewahrung und Lesbarmachung der Daten und Dokumentationen auch über den steuer- und handelsrechtlichen Zeitraum hinaus gewährleistet ist, soweit der Zuwendungsbescheid dies vorsieht.

	Mir / uns ist bekannt, dass

	· die genannten Prüfinstanzen verlangen können, dass die Daten nach Vorgaben der jeweiligen Prüfungseinrichtung maschinell ausgewertet oder die gespeicherten Unterlagen und Aufzeichnungen in lesbarer Form oder auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung gestellt werden.

	· die überlassenen Daten bei der Prüfinstanz bis zum Ende der Förderperiode / der Zweckbindungsfrist aufbewahrt werden dürfen.

	· die elektronischen Belege nicht anerkannt werden, wenn das System jetzt oder in Zukunft die oben genannten Punkte nicht erfüllt.

	· bei jeglichen Änderungen, die das o. g. System betreffen, ein erneuter Antrag auf Zulassung gestellt werden muss. Diese Vorgabe gilt über die Projektlaufzeit hinaus bis zum Ablauf der Aufbewahrungsfrist für die Belege.



     
	(Ort, Datum)
	
	(Firmenstempel, Rechtsverbindliche Unterschrift)




Anlage zu Ziffer 7 q des Antrags
ANTRAG AUF ZULASSUNG EINES ELEKTRONISCHEN ZEITERFASSUNGSSYSTEMS
ZUM NACHWEIS DER ARBEITSZEITEN
Antragsteller:	     
     
Vorhabenbezeichnung:	     
Eingesetztes System:	     
	Zu meinem / unserem Antrag vom       beantrage(n) ich / wir das oben genannte elektronische Zeiterfassungssystem zum Nachweis der Arbeitszeiten für die Durchführung des genannten Vorhabens zuzulassen.

	Ich / wir versichern, dass 

	a. das o. g. System anerkannten Sicherheitsstandards genügt,

	b. eine eindeutige Zuordnung der erfassten Arbeitsstunden möglich ist. Hierbei können auch die für Tätigkeiten im Fördervorhaben geleisteten Stunden projektbezogen direkt zugeordnet und erfasst werden,

	c. die Daten über die Arbeitszeit der nicht ausschließlich im Projekt beschäftigten Mitarbeiter/innen fünf Jahre nach Vorlage des Verwendungsnachweises (Aufbewahrungsfrist) aufbewahrt werden, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist.

	d. die Zuverlässigkeit für Prüfzwecke gegeben ist.

	e. durch das eingesetzte elektronische Zeiterfassungssystem nicht die Prüfrechte der Bewilligungsbehörde, des Landesrechnungshofes oder anderer Prüfinstanzen beeinträchtigt werden.

	f. gewährleistet ist, dass die gespeicherten Unterlagen sowie die zu ihrem Verständnis erforderlichen Arbeitsanweisungen jederzeit innerhalb einer angemessenen Frist in NRW lesbar gemacht werden können und die hierfür erforderlichen Daten, Programme sowie Maschinen und Hilfsmittel (z.B. Personal, Bildschirme, Lesegeräte usw.) kostenlos bereitgestellt werden.

	g. die Datenbestände so organisiert werden, dass die prüfenden Stellen nur auf die aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Daten zu dem geförderten Projekt zugreifen können. Enthalten elektronisch gespeicherte Datenbestände z. B. nicht aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtige, personenbezogene oder dem Berufsgeheimnis unterliegende Daten, so kann eine Prüfung nicht mit dem Hinweis darauf abgelehnt werden.

	Mir / uns ist bekannt, dass 

	· die Ordnungsmäßigkeit der jeweiligen Stundenerfassung durch den Projektleiter bestätigt werden muss (Einhaltung des Vier-Augen-Prinzips).

	· die genannten Prüfinstanzen verlangen können, dass die Daten nach Vorgaben der jeweiligen Prüfungseinrichtung maschinell ausgewertet oder die gespeicherten Unterlagen und Aufzeichnungen in lesbarer Form oder auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung gestellt werden.
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	· die überlassenen Daten bei der Prüfinstanz bis zum Ende der Zweckbindungsfrist aufbewahrt werden dürfen.

	· das System nicht zum Nachweis der Arbeitszeit anerkannt werden kann, wenn es jetzt oder in Zukunft die oben genannten Punkte nicht erfüllt.

	· bei jeglichen Änderungen, die das o. g. System betreffen, ein erneuter Antrag auf Zulassung gestellt werden muss.


     
	(Ort, Datum)
	
	(Firmenstempel, Rechtsverbindliche Unterschrift)
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